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Bundesratssitzung keine Mitberichte 
eingegangen s~in. 

20J!6lrnapp 61 MiUiarden 
Im Budget 2016 rethnet der Bundesrat 
mit Ausgaben von 66,9 Milliarden Fran
ken. Di e Parteien reagierten ·· unter-

Heute . .r . 
"'Q_ j"-" ._ /-~&...:~e......,. 2.-f. 
Sprachu~te.rricht als Makel -z. o 1 S 
bei de.r Schulbarmomsiex·ung 
Vom ·Flickenteppich zum einheitlichen 
Gewebe: Die Schulsysteme der Kantone 
sind si eh heute,,so ãhnlich wie noch ni e. 
Doch einen Makel gibt es: den Sprachun-. 
terricht. Dies zeigt eine Bilanz d er bisl;le
rigenHarmonisierung, welche die Konfe
renz der kantonalen Erziehungsdirekto
ren am Mittwoch vorgelegt hat. - Seite 4 

Nach 50 Jahren Feindschaft: 
USA und Kuba erõffnen Botschaften 
Nach einem halben Jahrhun,dert Eiszeít 
erõffnen die USA und Kuba im Sornmer 
wiedei: Botschaften.· Damit wird der 
Kalte Krieg in der Kar.ibik endgültig be
endet; «Wirsind Nachbarn, jetzt kõnnen 
wir Freunde sein», sagte US-Prãsident 
Barack Obama an'l Mittwoch im Rosen
garten des Weissen Hauses. - Seite 5 

schiedlich auf die Plane. Wahrend sich 
di e SP «mit aller Kraft» gegen d en Abbau 
im Sozialbereich wehren will, fordern 
die Bürgerlichen noch grõssere Sparbe
mühungen. So will die SVP di e Ausgaben 
auf dem Niveau von 2014, also bei 64 Mil
liarden Franken, plafonieren. 

Thomas Bauer übenrlmmt das Ruder 
bei der Fimmzma:rktaufsicht · 
Thomas Bauer wird neuer Verwaltungs
ratsprãs,ident der Finanzrríarktauf
sichtsbehõrde (Finma). Der Bundesrat 
hat ihn als Nachfolger von .Anne Héritier 
Lachat gewãhlt. Er übernimmt das Amt· 
a b kommendem]aht. Vorher wird er im 
Verwaltungsrat noch ein Praktikum ab
solvieren. - Seite 10 

Mehr Kont:rollen: lKranunfiiUe 
im l(anton Ziirkh hiiufen sich 
In der Regiori Zürich kam es in letzter 
Zeit zu vermehrten Kranunfallen. Zu~ 
letzt vor einer Wocl).e in Urdorf, wo ein 
Baukran auf ein Mehrfamílienhaus 
lcrachte und einen Menschen leicht ver
Ietzte. Di e Su va will ]etzt bei Kontrollen 
ein verstãrktes Augenmerk auf di e JCrãne 
richúm. - Seite 19 
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rlct"ctLe awgeuélugL unu reuwexse vvur
den di e Staatsbediensteten sogar schrift
lich aufgefor~ert, Nein zu stimmen. 

Enltschelid ~JJ.acb Referendum 
.Di e Eurofinanzminister wollen erst na eh · 
dem griechischen Referendum vom 
nachsten Sonntag über einen· neuen 
Hilfsantrag d er R€;0gierungin Athen b era-

' ten. «Wir sehen im Moment keirie Basis 
für weitere Gesprãche», sagte Eurogrup
penchef Jerôen Dijsselbloem. Am Sonn-~ 
tag w er de e s nicht um eine Verlãngerung 
des alten Rettungsplans·, 'sondern um ein 
neues zweijãhriges Programm des Euro
rettungsfonds ESM gehen, sagte Vize
kommissionschef Vladís Dombrovslds 
gestern. Das heisst; dass zuerst die EU
Kommission d en Finanzbedarf prüfen . · 
und die Eurofinanzminister von ihten · 
Parlamenten ein Manda t einholen müssc 
ten. Der Finanzbedarfkõnnte bei einem 
neuen Programrn deutlich hõher zu ste-

. h en kornmen als bei der schlichten V~r-
lãngerung des alten Plans. 
Berichte Seite 6, 7 
Die gefiíhrlichste Idee Europas, Seite 14 
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Regisseur Kyle Balda erldãrt den 
Reiz d er ldeinen gelben «M.inions». 
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Solilen schon lP'rfumarschiller zwmgendl eine zweite Landlessprache]ernen? Di ese lFrage spaUet m e Schweiz entlang des Rõstigrabens. Foto: Alamy 
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Allll]2l ll!!lrrll'n 
Bern 

Nie war esfür. Familien mit schulpflich
tigen Kindern einfacher, d en Kan t o n zu 
wechseln, als heute. Seit der Annahme 
des Bildungsartikels vor, neun Jahren 
haben es die Kantone nãmlich ge
schafft, . ihre Schulsysteme einander 
weitgehend anzugleichen. Zu diesem 
Schluss kommt die Konferenz der kan

. tonalen Erziehungsdirelctoren (EDK) in 
ihrer gestern verõffentlichten Harmoni- · 
sierungsbilanz. · 

Trotzdem droht weiterhin das, was 
díe Kantone vermeiden wollen: ein Ein
greifen des Bundes iri die Schulhoheit 
der I(antone. Grimd ist der Fremdspra
chenunterricht. Heute lernen die ICinder 
in23 Kantonen zwei lFremdsprachen in 
der Pril)larschule: di e erste spãtestens. 
ab der ddtten, die zweite ab der fünften 
Klasse. Mindestens eine davon muss 
eine zweite Landessprache sein. Die 
Kantone Aargau, Uri und Appenzell 
Innerrhoden weichen von diesem Spra
chenkompromiss der EDK áb - wobei 
der Aargau sein System ab 2020 anpas
sen wilLBald kommt mitThurgau abeli 
dn Abweichler dazu: Die Behõrden ar
beiten daran, im Auftrag des kantonalen 
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Parlaments den obligatorischen Franzõ
sischunterricht auf die Sekundarstufe zu 
verschieben. Laufe alles nach iiÜan, 
werde der neue Fremdspracheminterc 
richt im August 2017 zusammen mit dem 
Lehrplan 21 eingeführt, heisst es beim 
Departement für Erziehung und Kultur 
Thurgau auf Anfrage.Im Kanton Luzern 
wird das Stimmvolk über eine Volksini
tiative abstimmen, die ebenfalls nur 
noch eine Fremdsprache auf Primar
stufe verlangt. In Zürichwird eine. ahn-
Jichí[Initiative lanciert. · 

Maclbrftwort des Jllundesli"ats 
In.der Westschweiz verfolge man diese 
Entwicldunginitgrosser Sorge, sagte Eli
sabeth Baume-Schneider, jurassische 
Regierungsrãtin und Vizeprãsidentin 
der EDK, gestern vor den Medien in 
Bern. «Alle Schüler sollten die Mõglich
keit haben,. die Landsleute in anderen 
Teilen d er Schweii. zu :verstehen .» So
lange sich bloss zwei Kantone nicht an 
d en SprachenlcomprQmiss d er JF;DK hiel
ten,. bestéhe Hoffnung, dass sich ·di ese 
irgendwann anpassten. «Werden es aber 
mehr; wird 'die Westschweiz eine Bun
deslõsung unterstützen», sagte sie. Die 
Jurassierin kann·auch auf ihren Partei
kollegen, Kulturminister · Alain Berset,.' 
l 

zãhlen. Er werde es nicht akzeptieren, chancenlos sein, wie eine Umfrage des 
sollte ein Deutschschweizer Kantbn be- TA ergab. Der Stãnderat tut si eh grund
schliessen, die Primarschüler nur Eng- sãtzlich schwer mit Gesetzesãnderun
lisch und keine zweite Landessprache gen, die. den Spielraum der Kantone 
mehr zu lehren, sagte der Bundesrat einengen. Anders sieht es V\TBK-Prãsi
mehrfach im nationalen Parlament. d(:ntin und SP-Stãnderâtin Géraldine Sa-

Die Vorlage für einen Eingriff des vary: «I eh würde gerne ein Signal an die 
Bundes liegt bereits vor: Das Bundesamt Kantone senden.» Au eh SP-Nationalrat 
fürKultur hat in einem Bericht einen Ge- Matthias Aebischer, d er die nationalrãt
setzesvorschlag ausgearbeitet. Das Spra- li eh e WBK prãsidiert, sagt: «Gerade mit 
chengesetz kõnnte mit einem Satz er- Blidc aufmõgliche weitere VolkSabstimc · 
gãnzt werden:. «<n der zweiten Landes- mungen in den Kantonen wãre es gut; 
sprache ·beginnt der Unterricht auf der ein Druckmi.ttel zu haben.» Für Savary 
Primarschulstufe.» Der Bundesrat habe und Aebisch~r ist ldar: Sollte ein Kanton 
die rote Linie ldar definiert, sagt David die rote Linie von Bundesra.t Berset 
Vitali, Leiter der Sektion Kultur un d Ge- überschreiten, werde der Gesetzesvor
sellschaft beim BAK. Zuerst müsse man schlag des BAK aktuell. 
den Kantonen aber Zeit geben, auf den Das ist ein Szenario, das EDK-Prasi
. Harmonisierungs-Appell d er EDK zu re a- d en t Christoph Eymann Sorgen bereitet. 
gieren. Es· sei anzuérkennen, dass die Di e EDK rufe die Kantone dazu auf, sich 
Kantone bereits grosse Anstrengungen in der Fremdsprachenfrage zu einigen. 
zugunsten des Unterrichts einer zweiten Das brauche Zeit. Km Moment bestehe 
Landessprache unternommen hãtten. kein Anlass für eine Bundesinterven-

Als NãChstes ist die stãnderãtliche Bil- tion .. Ein Eingreifen des Bundes und da
dungskommission (WBK) am Zug. Sie mit eine Ãnderung des Spra.chengeset
entscheidet im August über zwei weitere zes kõnnte nãmlich ein Referendum pro
Vorschlãge, wie die Kantone via Spra- vozieren. «Den Kraftalct einer solchen 
chengesetz diszipliniert werden kõnn- Volksabstimmung müssen wir im Inter
ten. Die beiden parlamentarischen Ini- esse des Zusammenhalts der vierspra
tiativen, die 'die nationalrãtliche WBK chigen Schweiz vermeiden», sagt der 
ausgearbeitet hat, dürften allerdings baselstãdtische Bildungsdirektor. / 
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